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Die Schweizerische Post will mehr können als bloss Briefe und Pakete zustellen. BENJAMIN MANSER / TBM

Die Post im Kaufrausch
Der gelbe Riese hat in den vergangenen vier Jahren 13 Unternehmen übernommen – ohne Bezug zum Kerngeschäft

RETO VOGT

Sie hat es schon wieder getan. Die
Schweizerische Post kündigte diesen
Herbst an, die Zürcher Cybersicher-
heitsfirma Open Systems zu überneh-
men. Stimmen die Wettbewerbsbehör-
den der Transaktion zu, ist es das drei-
zehnte Unternehmen, das die Post in
den letzten vier Jahren gekauft hat.
Ihre Gemeinsamkeit: Keine der Firmen
hat auch nur annäherungsweise Be-
rührungspunkte mit dem eigentlichen
Kerngeschäft der Post: dem Zustellen
von Briefen und Paketen.

Der gelbe Riese lässt sich seine im
Mai 2020 gestartete Akquisitionskampa-
gne einiges kosten. Ein Blick in die Ge-
schäftsberichte der vergangenen Jahre
zeigt, dass die Übernahmen – noch vor
dem Zukauf von Open Systems und einer
weiteren Firma – bisher mit 468 Millio-
nen Franken zu Buche geschlagen haben.

Die aggressive Expansion der Post
in neue Geschäftsfelder wirft viele Fra-
gen auf. Einerseits sichert sich der Kon-
zern das Know-how, um in der digita-
len Welt mitzuhalten, andererseits be-
lasten die Zukäufe den Konzern finan-
ziell und setzen private Unternehmen
unter Druck. Die Post bewegt sich weg
von ihrem angestammten Kerngeschäft
in umkämpfte Märkte, die ganz anderen
Regeln folgen. Ob sich die Strategie aus-
zahlt, bleibt abzuwarten. Unternehmen,
die sich plötzlich in einem Markt mit der
Post behaupten müssen, äussern sich auf
Anfrage der NZZ kritisch über die neue
Mitbewerberin.

Kritik von Mitbewerbern

So sagt Samuel Bärfuss, CEO des IT-
Sicherheits-Anbieters Ispin, ihm scheine,
dass die Post «ohne für uns ersichtliche
Strategie Unternehmen zusammen-
kauft». Seiner Firma komme der Besit-
zerwechsel seines Konkurrenten Terre-
active aber zugute. Wer als Unterneh-
men schon andere Dienstleistungen bei
der Post beziehe, wechsle oft den Sicher-
heitsdienstleister. «Segregation of du-
ties» heisst das in der Fachsprache und
zielt auf die Vermeidung eines Klum-
penrisikos ab.

Ähnlich äussert sich ein Geschäfts-
führer eines Gemeindesoftware-Anbie-
ters, der nicht namentlich genannt wer-
den möchte. Man beobachte die Akqui-
sitionen und frage sich, was die Strategie
und das grosse Bild seien. Das habe man
bis jetzt nicht verstanden.

Die bisher umstrittenste Übernahme
durch die Post erfolgte gleich zum Be-
ginn der Akquisitionskampagne vor vier
Jahren. Damals, im September 2020, gab
die Post die Übernahme des Unterneh-
mens Klara bekannt, eines Anbieters
von Buchhaltungs- und Lohn-Software.

Der Klara-Konkurrent Abacus
reichte wegen wettbewerbs- und kartell-
rechtlicher Bedenken Anzeige bei der
Wettbewerbskommission (Weko) ein.
Die Weko sah allerdings keine Anzei-
chen für eine unerlaubte Quersubven-
tionierung des Softwaregeschäfts durch
die Post. Im August 2022 wandte sich
der Softwareanbieter ans Bundesver-
waltungsgericht, wo der Fall seither hän-
gig ist. Abacus bekräftigt gegenüber der
NZZ die Meinung, dass die Post «nicht
im grossen Stil in bestens funktionie-
rende Märkte eingreifen», sondern sich
auf ihren Kernauftrag fokussieren solle.

Ihre «Akquisitionstour behindert den
Wettbewerb und ist darüber hinaus für
den Staat und die Steuerzahler ein Ri-
siko», betont das Unternehmen. Man

hoffe, dass das Bundesverwaltungsgericht
endlich die Zukunftsfrage kläre, nachdem
die Weko «offensichtlich Berührungs-
ängste mit dem Thema» gezeigt habe. Es
sei zwingend, dass der Post «klare Gren-
zen und dem Gemischtwarenladen-Da-
sein ein Ende gesetzt» würden.

Bundesrat sieht keine Probleme

Der Bundesrat hingegen stellt sich hin-
ter die Aktivitäten der Post. In Antwor-
ten auf parlamentarische Vorstösse hielt
die Regierung fest, eine externe Über-
prüfung sei zum Schluss gekommen,
dass die Post die Risiken dieser Akquisi-
tionen angemessen handhabe. Sie sei auf
gutem Weg, ihre Ziele zu erreichen. Ob
das zutrifft, lässt sich von aussen nicht
überprüfen. Klar ist hingegen: Die getä-
tigten Akquisen in den Geschäftsberei-
chen Cybersicherheit, E-Government,
Digitalisierung und Gesundheitswesen
sind auch rechtlich heikel.

Laut Postorganisationsgesetz darf
die Post nur dann «Rechtsgeschäfte tä-

tigen», wenn sie «dem Unternehmens-
zweck dienen». Während dieser Para-
graf bei der Cybersicherheit erfüllt sein
dürfte, ist es bei Zukäufen von Anbie-
tern von Gemeindeverwaltungs-Soft-
ware (Dialog Verwaltungs-Data und
T2i), Aussenwerbung (Livesystems), di-
gitaler Kommunikation (SpotMe), Ge-
sundheitsdatenverwaltung (Axsana,
heute Sanela) oder Sozialhilfe-Software
(Diartis) zumindest diskutabel.

Auch der Aargauer FDP-National-
rat Matthias Jauslin ist der Meinung,
die Post solle sich auf ihre Kernaufga-
ben beschränken, selbst wenn sie da-
durch schrumpfe. Einer Motion Jauslins
mit dieser Forderung hat der National-
rat diesen Frühling zugestimmt. Das Vo-
tum des Ständerats steht noch aus. Be-
reits angenommen haben die beiden
Kammern eine zweite Motion, die zum
Ziel hat, dass die Post dem Bundesrat
Akquisitionen ausserhalb des Leistungs-
auftrags zur Genehmigung vorlegen und
gegenüber den Parlamentskommissio-
nen begründen muss.

Unternehmerisch erfolgreich war
die Akquisitionsstrategie der Post bis-
lang nicht. Im ersten Halbjahr 2024
schrieb der Geschäftsbereich Kommu-
nikationsservices, in dem die Übernah-
men angesiedelt sind, bei einem Um-
satz von 82 Millionen Franken einen
Verlust von 37 Millionen. Verglichen
mit der Vorjahresperiode lässt sich
zwar ein leicht positiver Trend heraus-
lesen; der Umsatz wuchs um 18 Millio-
nen, während der Verlust um 2 Millio-
nen sank – aber bis zu einem positiven
Ergebnis ist es noch weit.

Wie lange die Post diese Strategie
noch verfolgen kann, bleibt fraglich.
Am Ende könnte der Staat gezwungen
sein, stärker einzugreifen – oder die
Post muss ihre Rolle auf dem Markt
komplett überdenken.

Know-how sichern

Ein Postsprecher gibt sich auf Anfrage
dennoch zuversichtlich: Man sei auf dem
richtigen Weg. Der Alltag der Bevölke-
rung finde immer mehr auch in der di-
gitalen Welt statt. Darauf stelle sich die
Post mit den Übernahmen ein. Man
wolle den Kunden den Umgang mit di-
gitalen Daten erleichtern. Mit dem Kauf
der Cybersicherheitsfirma Open Systems
etwa wolle die Post «ihre Rolle als rele-
vante Anbieterin von digitalen Kommu-
nikationsplattformen weiter stärken». Zu
diesen «Kommunikationsplattformen»,
wie sie die Post nennt, gehören für das
Land gesellschaftlich und politisch wich-
tige technische Infrastrukturen für das
elektronische Abstimmen und zur Spei-
cherung von Gesundheitsdaten.

«Mit Übernahmen oder Beteiligun-
gen will sich die Post zusätzliches, wichti-
ges Wissen sichern. Die Post kauft dann
Firmen oder Unternehmensteile, wenn
sie sie und ihre Dienstleistungen sinn-
voll ergänzen», heisst es am Hauptsitz.
Es geht für den Staatskonzern also nicht
primär um die Produkte und Dienstleis-
tungen der Unternehmen, sondern um
das Know-how der Mitarbeitenden.

«Persönlich erachte ich das Vor-
gehen der Post durchaus als mit eini-
gen Risiken behaftet», sagt Reto Gut-
mann, Branchenkenner und CEO des
Softwareanbieters Abraxas. Es sei aber
noch zu früh, «die langfristigen Aus-
wirkungen dieser jüngsten Aktivitäten
der Post abzuschätzen oder zu bewer-
ten». Eine objektive Beurteilung dieser
Übernahmen werde erst in etwa drei
Jahren möglich sein.

Nach dem Benko-Debakel
steigt der saudische Staatsfonds bei Selfridges ein
Julius Bär dürfte aus dem Verkauf von 40 Prozent an der britischen Warenhauskette einen hohen Millionenbetrag zurückerhalten

ANDREA MARTEL

Nun geht es Schlag auf Schlag bei der
Verwertung von René Benkos Waren-
hausbeteiligungen: Nur wenige Tage
nach der Bekanntgabe des Globus-
Verkaufs an die thailändische Central
Group hat auch die britische Selfridges
Group neue Besitzer gefunden. Self-
ridges gehörte wie Globus einem Ge-
meinschaftsunternehmen aus Signa und
Central. Die beiden Partner hatten die
britische Warenhausgruppe Ende 2021
für rund 4 Milliarden Pfund gekauft.

Anders als bei Globus und der
KaDeWe Group wird Central aller-
dings bei Selfridges nicht Alleineigen-
tümer. Die Thailänder bleiben bei
ihrer Mehrheit von 60 Prozent. Den
Anteil der Signa-Gruppe übernimmt
der saudische Staatsfonds Public In-
vestment Fund (PIF). Damit ergibt
sich neu eine 60:40-Prozent-Partner-
schaft zwischen Central und dem PIF.
Dies hat Central am Montagabend be-
kanntgegeben.

Der PIF war bisher schon, allerdings
in viel geringerem Ausmass, bei Selfrid-

ges investiert. René Benko hatte aus
Geldnot und hinter dem Rücken sei-
ner thailändischen Partner bereits kurz
nach dem Kauf einen Teil des Signa-
Anteils an die Saudi weitergereicht,
und zwar sowohl an der operativen
Gesellschaft als auch an den Liegen-
schaften. Als Benkos Signa-Gruppe in-
solvent wurde, sassen die Saudi bei den
Verhandlungen über die Konkursmasse
von Anfang an mit am Tisch. Die Thai-
länder hätten sie nicht gegen ihren Wil-
len auskaufen können.

Immobilien sind Teil des Deals

Möglicherweise war die Central Group
aber auch froh um diese Konstellation.
Central nennt den PIF jedenfalls den
«bevorzugten Partner». Mit den neuen
Besitzverhältnissen ist klar, dass Cen-
tral strategisch im Lead ist. Der PIF
wird vor allem finanziell unterstützen.

Anders als bei Globus betrifft die
Transaktion bei Selfridges nicht nur
das operative Geschäft, sondern auch
die Liegenschaften. Jetzt fliesst bei den
Liegenschaften praktisch kein Geld.

Laut dem jüngsten Bericht des Sanie-
rungsverwalters von Signa Prime zahlt
der PIF für den Kauf des Signa-Anteils
einen Cash-Kaufpreis von 1,2 Millio-
nen Euro. Dafür fallen Forderungen in
Höhe von 785 Millionen Euro weg.

Die britische Gruppe besitzt zwar
nur zwei Immobilien, aber dafür sehr
wertvolle: eine an der Londoner Ox-
ford Street und eine in Manchester. Für
diese zahlten Benko und die Thailän-
der vor knapp drei Jahren rund 2,4 Mil-
liarden Pfund. Wie der PIF jetzt für die
Übernahme des Signa-Anteils zahlt, ist
nicht bekannt.

Mit dem Verkauf von Selfridges ist
die Verwertung des Luxuswarenhaus-
geschäfts der Signa-Gruppe been-
det. Die Thailänder haben vor kurzem
100 Prozent der Globus Magazine AG
übernommen. Die KaDeWe-Waren-
hausgruppe in Deutschland haben sie
bereits im Juni erworben.

Damit wird sich auch bald zeigen, wie
der Signa-Kollaps für die Gläubiger des
Luxushandelsgeschäfts der Gruppe aus-
geht. Anders als bei den Immobilien ist
hier die Situation relativ übersichtlich:

Die mit Abstand wichtigste Gläubigerin
ist die Bank Julius Bär. Sie hatte der in
der Schweiz ansässigen Signa European
Invest Holding, unter der die Beteiligun-
gen an Globus, KaDeWe und Selfrid-
ges hängen, laut Insidern 200 Millionen
Franken geliehen. Das entspricht einem
Drittel des von der Bank kommunizier-
ten Kredits an die Signa-Gruppe, der
sich auf 606 Millionen Franken belief.

Wie viel genau an die Bank zurück-
fliesst, lässt sich noch nicht sagen. Zum
einen ist nicht bekannt, wie viel der PIF
für die Übernahme des Warenhausge-
schäfts bezahlt; auch bei Globus gab
es keine Zahlen. Zum anderen ist Ju-
lius Bär zwar die wichtigste Gläubige-
rin, aber nicht die einzige.

Sanierungsverfahren nicht fertig

Hinzu kommt, dass der Verkauf von
Selfridges und Globus mit der Vertrags-
unterzeichnung formell noch nicht ab-
geschlossen ist. Es handelt sich ja nicht
um einen gewöhnlichen Firmenverkauf,
sondern um eine Verwertung im Rah-
men eines Sanierungsverfahrens. Die

beiden Sachwalter Daniel Hunkeler
und Georg Wohl, die in die Verhand-
lungen um Globus und Selfridges in-
volviert waren, sprechen allerdings von
einem «den Umständen entsprechend
guten Ergebnis für alle Gläubiger» und
stehen somit hinter der Vereinbarung.
Nun muss die Gesellschaft ihren Gläu-
bigern einen Nachlassvertrag vorschla-
gen, denn diese werden einen Teil ihrer
Forderungen abschreiben müssen. Bis
zum Abschluss eines solchen Vertrags
(für den ebenfalls eine gerichtliche Ge-
nehmigung erforderlich ist) wird es
noch einige Monate dauern.

Insider gehen davon aus, dass Julius
Bär knapp 100 Millionen Franken erhal-
ten könnte. Der Betrag dürfte vor allem
aus dem Verkauf der Selfridges-Gruppe
stammen, die erfolgreich 18 Läden in
drei Ländern betreibt. Bei Globus dürfte
hingegen kaum Geld geflossen sein.

Die Bank wird die 100 Millionen als
ausserordentlichen Gewinn ausweisen
können. Dies deshalb, weil sie die ge-
samten Signa-Kredite von 606 Millionen
in der Jahresrechnung 2023 sicherheits-
halber bereits abgeschrieben hat.
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Schweizer Spielplätze
rüsten gehörig auf
Gemeinden nehmen viel Geld in die Hand – zur Freude nicht nur der Kinder, sondern auch der Hersteller

DOMINIK FELDGES, SARNEN

Es sind nicht mehr viele, aber vor allem
bei älteren Überbauungen haben sie bis
heute überlebt: einfache Spielplätze, die
sich auf eine Rutschbahn, ein Kletterge-
rüst aus Stahl sowie ein, zwei Schaukeln
beschränken.

Die meisten dieser lieblos anmuten-
den Anlagen werden kaum noch be-
nutzt – mit gutem Grund, denn Kin-
der finden in ihrer Umgebung heutzu-
tage meist attraktivere Angebote. In öf-
fentlichen Grünanlagen, aber auch auf
Schulhöfen sowie bei neuen Wohnsied-
lungen sind in der Schweiz vielerorts
moderne Spielplätze entstanden.

Dort gibt es nicht selten Pumpen
sowie Leitungen aus Holz oder Metall
zum Spielen mit Wasser. Zum Bächlein-
Stauen gingen Schweizer Kinder früher
meist in den Wald. Heutzutage, wo die
Verstädterung auch in der Schweiz ra-
sant fortschreitet, sollen auch Stadtkin-
der naturnahe Spielorte finden.

Bei Spielplätzen ist landesweit mäch-
tig aufgerüstet worden. Exemplarisch
zeigt sich dies bei Ausflugszielen in den
Bergen. Im Zuge des Klimawandels set-
zen Kurvereine und Bergbahnen ver-
stärkt auf den Sommertourismus. Doch
um Familien in die Berge zu locken,
braucht es attraktive Angebote. Gross-
flächige Spielplätze gehören dazu.

Marktführer aus Dänemark

Der Boom beim Bau neuer Spielplätze
erfreut in erster Linie die Kinder selbst.
Doch auch für Eltern ist er eine posi-
tive Entwicklung. Sie können sich dar-
auf verlassen, dass ihre Sprösslinge in
einer anregenden und vergleichsweise
sicheren Umgebung herumtoben so-
wie Kontakte mit Gleichaltrigen knüp-
fen können. Gegen die körperliche In-
aktivität und die wachsende Vereinsa-
mung, die im Zeitalter des ständigen
Konsums von digitalen Angeboten be-

reits unter den Kleinsten um sich grei-
fen, gibt es kaum etwas Besseres als das
Spielen auf dem Spielplatz.

Rund um die Spielplätze ist eine
spezialisierte Industrie entstanden, die
prächtig läuft. Das beste Beispiel dafür
ist der dänische Familienkonzern Kom-
pan, der mit einem Umsatz von umge-
rechnet 440 Millionen Franken als glo-
baler Marktführer gilt. Seine Spielge-
räte stehen mittlerweile in über neun-
zig Ländern.

In den vergangenen fünf Jahren stie-
gen die Verkäufe der Firma, zu denen
neben der Familie Dyvig auch die Nach-
fahren des Gründers des Spielzeugher-
stellers Lego gehören, um durchschnitt-
lich 12 Prozent pro Jahr. Auch in der
Schweiz sowie in Deutschland und in
Österreich ist das Unternehmen damit
laut eigenen Angaben deutlich stärker
als der Gesamtmarkt gewachsen.

Hohe Preise kein Problem

Bemerkenswert ist indes nicht nur das
Tempo, das Kompan bei der weltweiten
Expansion angeschlagen hat. Die Firma
beeindruckt auch durch ihre Ertrags-
kraft. Im vergangenen Jahr erreichte
die Umsatzrendite auf Stufe Betriebs-
ergebnis 18,4 Prozent. Dies stellt für
ein Unternehmen der verarbeitenden
Industrie einen stolzen Wert dar.

Kompan profitiert davon, dass die
Bauherren bei Spielplätzen meist öf-
fentliche Körperschaften sind. Weil
selbst in einer Grossstadt wie Zürich

pro Jahr nur einzelne neue Anlagen
entstehen, ist die Einkaufsmacht der
meisten Auftraggeber beschränkt. Der
Preisdruck hält sich in Grenzen. Zu-
gleich sind Spielplätze Vorzeigepro-
jekte, bei denen sich die Bauherren
nicht dem Vorwurf aussetzen wollen,
knausrig zu sein.

In der Schweiz koste der Bau neuer
öffentlicher Spielplätze gut und gerne
200 000 bis 300 000 Franken, verlautet
aus Branchenkreisen. Die Stadt Zürich
wendete von 2012 bis 2022 pro Jahr al-
lein im Durchschnitt 850 000 Franken
für die Erneuerung von Spielplätzen
auf, wie die zuständige Behörde Grün
Stadt Zürich auf Anfrage mitteilt.

Insgesamt ist die Zahl der Spiel-
plätze im Eigentum der Stadt Zürich
auf fast 640 angewachsen. 16 von ih-
nen kamen in den vergangenen zehn
Jahren dazu. Zudem wurden in diesem
Zeitraum 18 öffentliche Spielplätze in
Zürcher Parkanlagen erneuert. Zü-
rich nahm in letzter Zeit auch wegen
der starken Bevölkerungszunahme eine
Vorreiterrolle beim Ausbau des Spiel-
platzangebots ein.Auch Basel habe viel
gemacht, heisst es in der Branche.

Spielplätze in Pärken, auf Schulhö-
fen oder in grösseren Siedlungen hät-
ten eine Lebensdauer von fünfzehn bis
zwanzig Jahren, sagt Helmar Giebel,
beim Hersteller Kompan für die Ab-
satzmärkte Deutschland, Österreich
und Schweiz verantwortlich.

Fragmentierte Branche

Die Qualität des Materials sei nicht mit
jener der Spielgeräte zu vergleichen, die
von Baumärkten für Einfamilienhäu-
ser angeboten werde, sagt Giebel. Das
Preisniveau für solche Produkte liegt
deutlich tiefer. Allerdings sind im pri-
vaten Bereich auch die Qualitätsstan-
dards nicht dieselben wie auf öffentlich
zugänglichen Spielplätzen.

Kompan entstand 1970, wobei die
ersten Produkte vom dänischen Künst-
ler Tom Lindhardt entworfen wurden.
Lindhardt war auch der Gründer der
Firma. Mittlerweile ist das Unterneh-
men so gross geworden, dass es eigens
eine Entwicklungsabteilung für neue
Spielgeräte unterhält. Mit über 1800 An-
gestellten zählt Kompan branchenweit
mit Abstand am meisten Mitarbeitende.
Anbieter aus Deutschland beschäfti-
gen selten mehr als 200, 300 Personen,
Schweizer Hersteller wenige Dutzend.
Die Branche gilt als fragmentiert. Das

Mitgliederverzeichnis allein des deut-
schen Bundesverbands der Spielplatz-
geräte- und Freizeitanlagen-Hersteller
umfasst beinahe 30 Firmen.

In der Schweiz zählt das Obwaldner
Unternehmen Hinnen, das unter dem
Markennamen Bimbo auftritt, zusam-
men mit Bürli und Fuchs zu den füh-
renden Produzenten von Spielplatzge-
räten. Alle drei Firmen bearbeiten den
gesamten Schweizer Markt. Zu ihnen
gesellen sich mehrere Hersteller, die
vorwiegend regional tätig sind.

Schweizer produzieren lokal

Kompan lagerte aus Kostengründen
schon vor zwanzig Jahren die gesamte
Fertigung in Europa von Dänemark
nach Tschechien aus. In der Schweiz
produzieren hingegen auch die führen-
den Anbieter nach wie vor ausschliess-
lich im eigenen Land.

Bei Hinnen liefen die Geschäfte in
den vergangenen Jahren derart gut,
dass das Unternehmen 2023 in Sarnen
einen neu erbauten Firmensitz mitsamt

Produktionshallen auf zwei Stockwer-
ken beziehen konnte. Die Kosten für
den Landerwerb und den Bau erreich-
ten laut dem Firmeninhaber und Ge-
schäftsführer Ivo Kneubühler einen
Millionenbetrag im zweistelligen Be-
reich. Man habe beim Bau aber auch
viel Eigenarbeit geleistet, um den finan-
ziellen Aufwand zu begrenzen.

Hinnen veröffentlicht keine Ge-
schäftszahlen, doch dürfte der Umsatz
des Unternehmens, das rund 50 Mit-
arbeitende beschäftigt, bei geschätz-
ten 10 Millionen Franken liegen. Auch
die Marke Bimbo habe, unterstreicht
Kneubühler, sukzessive Marktanteile
gewonnen.Allerdings ist es dem Unter-
nehmen ebenso wie seinen einheimi-
schen Konkurrenten nicht gelungen,
sich über die Schweiz hinaus zu etablie-
ren. Für den Export von Spielplatzgerä-

ten sei das Lohnniveau in der Schweiz
zu hoch, sagt Kneubühler.

In den Werkstätten von Hinnen wird
nach wie vor viel Handarbeit geleistet.
Maschinen sind kaum zu sehen. Pro-
duktionsprozesse zu automatisieren,
lohnt sich nur beschränkt. Dafür sind
die Stückzahlen im Verkauf von Spiel-
platzgeräten zu gering. Nicht selten
handelt es sich bei den Produkten so-
gar um Spezialanfertigungen.

In der Schweiz hat sich ähnlich wie
in Deutschland und in Österreich der
Trend durchgesetzt, dass Spielplätze
möglichst naturnah aussehen sollen.
Bei den Konstruktionen gelangt ent-
sprechend viel Holz zum Einsatz. Eher
verpönt sind Anfertigungen aus Stahl
und erst recht solche aus Kunststoff.

Gerne würde man auch bei Hin-
nen mehr einheimisches Holz verwen-
den. Doch die Branche setzt inzwischen
weitgehend auf Robinienholz. Dieses
gilt als besonders beständig und muss
anders als beispielsweise Tannenholz
nicht gegen Nässe imprägniert werden.
Die Hersteller von Spielplatzgeräten
müssen das meiste Robinienholz aus
östlichen Ländern Europas, vorab aus
Ungarn sowie aus Kroatien und Rumä-
nien, importieren.

10 000 Stürze pro Jahr

Ein grosses Thema in der Branche
sind Verbesserungen bei der Sicher-
heit. Zwar hat sich laut der Beratungs-
stelle für Unfallverhütung (BfU) in den
vergangenen zwanzig Jahren die Zahl
der Unfälle auf Spielplätzen trotz der
gestiegenen Bevölkerungszahl ziem-
lich stabil entwickelt. Doch noch im-
mer werden pro Jahr gesamtschwei-
zerisch über 10 000 Unfälle registriert.
Die häufigste Ursache – bei etwas mehr
als der Hälfte der Fälle – sind Stürze.
Als eine weitere bedeutende Gefah-
renquelle nennen die BfU-Fachleute
Strangulationen. Sie empfehlen denn
auch dringend, auf Spielplätzen keinen
Helm und keinen Schlüssel um den
Hals zu tragen.

Zugleich führen verschärfte Bau-
vorschriften dazu, dass schwere Un-
fälle seltener werden. So müssen die
Böden stossdämpfend sein. Die Fall-
höhe darf maximal drei Meter betra-
gen. Auch dank solcher Auflagen ver-
schwinden in der Schweiz alte Anlagen
zusehends. Das Risiko, für schwere Un-
fälle haftbar gemacht zu werden, ist für
die Eigentümer zu gross.

Früher ging man in denWald. Heute muss das Spielen ebenso anregend und naturnah sein, aber auch sicher. PD

In der Schweiz kostet
der Bau neuer
öffentlicher Anlagen
gut und gerne 200 000
bis 300 000 Franken.

IN KÜRZE

Ivo Kneubühler
CEO und Inhaber
von HinnenPD

Rio Tinto will in den
Lithium-Markt expandieren
wek. · Der Bergbaukonzern Rio Tinto
zieht laut eigenen Angaben eine Über-
nahme von Arcadium Lithium in Be-
tracht. Das Unternehmen ist der dritt-
grösste Lithium-Produzent der Welt. Mit
dem Zukauf könnte sich der Bergbau-
konzern ein neues Standbein in einem
schnell wachsenden Markt verschaffen.
Lithium wird unter anderem für Smart-
phone-Akkus oder Batterien von Elek-
troautos gebraucht. Die Nachfrage nach
dem Rohstoff hat sich in den vergange-
nen Jahren verdreifacht. Eine Über-
nahme von Arcadium Lithium würde
Rio Tinto zu einem der weltweit gröss-
ten Lithium-Produzenten machen. Der
Bergbaukonzern erzielt derzeit den
Grossteil seiner Gewinne mit Eisenerz.

Arbeitslosenquote
in der Schweiz steigt leicht
(sda) · Im September ist die Schweizer
Arbeitslosenquote von 2,4 Prozent im
August auf 2,5 Prozent gestiegen. Vor
Jahresfrist hatte sich der Wert noch bei
sehr tiefen 2 Prozent bewegt. Insgesamt
waren in der Schweiz zum Ende des Be-
richtsmonats 113 245 Menschen in den
Regionalen Arbeitsvermittlungszentren
(RAV) als arbeitslos gemeldet, wie das
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco)
mitteilte. Die bereinigte Arbeitslosen-
quote stieg um 0,1 Prozentpunkte auf
2,6 Prozent. In dieser Rechnung wer-
den saisonale Schwankungen, wie dies
etwa in Branchen wie der Bauwirtschaft
oder im Tourismus der Fall ist, heraus-
gerechnet. Im September waren auch
mehr Menschen in der Schweiz auf Stel-
lensuche. Die Zahl der Stellensuchen-
den hat innert Monatsfrist um 4137 auf
184 373 zugenommen. Gegenüber dem
Vorjahr waren es ein Fünftel mehr. Auf
der Gegenseite gab es mehr bei den
RAV gemeldete offene Stellen. Seit Au-
gust ist die Zahl der offenen Stellen um
2074 auf 38 320 angestiegen.

In Deutschland
mehren sich Krisenzeichen
(dpa) · Die deutsche Industrie verbucht
deutlich weniger Neugeschäft und einen
stärkeren Auftragsrückgang als erwar-
tet. Und auch vom Privatkonsum sind
derzeit kaum Wachstumsimpulse zu er-
warten. Wirtschaftsminister Robert Ha-
beck nannte die wirtschaftliche Lage
nicht zufriedenstellend. In der Indus-
trie ist nach zwei Anstiegen in Folge der
Auftragseingang im August unerwartet
deutlich gesunken. Die Zahl der Bestel-
lungen fiel im Monatsvergleich um 5,8
Prozent, wie das Statistische Bundes-
amt mitteilte. Wenn Grossaufträge her-
ausgerechnet werden, haben Unterneh-
men 3,4 Prozent weniger Bestellungen
erhalten.Analysten hatten einen Dämp-
fer beim Auftragseingang erwartet nach
den Anstiegen im Juni und Juli. Sie wa-
ren im Schnitt aber von einem Rück-
gang um 2 Prozent im Monatsvergleich
ausgegangen.

Commerzbank sieht Risiken
bei Kauf durch Unicredit
(sda) · Bei einer Übernahme der Com-
merzbank durch die italienische Unicre-
dit sieht die Commerzbank-Chefin Bet-
tina Orlopp grosse Risiken. Die Integra-
tion zweier grosser Banken sei extrem
schwierig, sagte Orlopp dem «Handels-
blatt». Die Commerzbank sei nach der
Übernahme der Dresdner Bank 2008
mehrere Jahre damit beschäftigt gewesen,
die Systeme der beiden Banken zusam-
menzuführen. «Einen solchen Stillstand
können wir uns in der heutigen Zeit nicht
leisten», sagte Orlopp. «Bei den Firmen-
kunden gibt es zwischen der deutschen
Unicredit-Tochter HVB und uns grosse
Überlappungen.» Im Falle einer Fusion
müssten die Kreditengagements bei eini-
gen Unternehmen reduziert werden, um
Klumpenrisiken zu verhindern. Zudem
würde sich das Rating der Commerzbank
verschlechtern und würden auch die Re-
finanzierungskosten steigen, gab Orlopp
zu bedenken.


